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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Heidi Knake-Werner 
und der Gruppe der PDS 
— Drucksache 13/1088 — 


Wirksamkeit der „produktiven Arbeitsförderung“ nach § 242 s 
des Arbeitförderungsgesetzes 


Mit dem Beschäftigungsförderungsgesetz 1994 trat zum 1. August 1994 
der § 242 s des Arbeitförderungsgesetzes (AFG) in Kraft, wonach die 
Bundesanstalt für Arbeit für die Dauer von bis zu zwei Jahren pauscha- 
lierte Zuschüsse für die Beschäftigung schwervermittelbarer arbeitsloser 
Arbeitnehmer bei Maßnahmen zur Verbesserung der Umwelt, der sozia- 
len Dienste oder der Jugendhüfe gewährt. Ende Januar 1995 forderte 
das Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung die vom Hochwas- 
ser betroffenen Städte und Gemeinden in einer Presseerklärung auf, bei 
den Aufräumungsmaßnahmen die „bereitstehenden Fördermittel nach 
§ 242 s" zu Hilfe zu nehmen. Ende Februar, sieben Monate nach Einfüh- 
rung, befanden sich im gesamten Bundesgebiet 402 Beschäftigte in 
Maßnahmen mit „produktiven Lohnkostenzuschüssen" nach § 242s 
AFG; bis Mitte März war im Rahmen der Hochwasserschädenbeseiti- 
gung keine einzige Maßnahme nach § 242 s AFG bewilligt worden, 
sondern ausschheßlich „Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen". 


Vorbemerkung 

Der Präsident der Bundesanstalt für Arbeit hat mit Erlaß vom 
1. Februar 1995 - 5504 - seine Dienststellen aufgefordert, zur 
Beseitigung der Hochwasserschäden die Förderung nach § 242 s 
AFG anzubieten. Nach den Mitteilungen der Landesarbeitsämter 
waren zum Stichtag 15. Februar 1995 307 über § 242 s AFG 
geförderte Arbeitnehmer mit der Beseitigung von Hochwasser- 
schäden beschäftigt. Zum Stichtag 28. Februar 1995 meldeten die 
Landesarbeitsämter 349 Beschäftigte in Maßnahmen nach § 242 s 
AFG zur Beseitigung von Hochwasserschäden. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Arbeit und Sozial- 
Ordnung vom 19. April 1995 übermittelt 
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1. Wie viele Anträge auf Zuschüsse nach § 242 s AFG wurden in der 
Zeit vom 1. August 1994 bis zum 31. März 1995 in den einzelnen 
Monaten und getrennt nach Landesarbeitsamtsbezirken gestellt? 


Maßnahmen nach § 242 s AFG wurden erstmals für den Berichts- 
monat Januar 1995 in die Geschäftsstatistik aufgenommen. Für 
den Zeitraum 1, August 1994 bis 31. Dezember 1994 liegen des- 
halb keine Zahlen vor. Die Zahl der in der Zeit von Januar 1995 
bis März 1995 gestellten Anträge auf eine § 242 s-Förderung, 
aufgeschlüsselt nach Landesarbeitsämtern, ist der Anlage zu ent- 
nehmen. 


2. Wie viele Bewilligungen von Zuschüssen nach § 242 s AFG wurden 
in der Zeit vom 1. August 1994 bis zum 31. März 1995 in den ein- 
zelnen Monaten und getrennt nach Landesarbeitsamtsbezirken ins- 
gesamt und getrennt für männhche und weibliche Arbeitslose mit 
welcher Bewilligungsdauer ausgesprochen? 


Die gewünschten Angaben werden statistisch nicht erfaßt. 


3. Auf welche Arten von Trägem (Kommunen, andere öffentliche Kör- 
perschaften, gemeinnützige Vereine, privatwirtschaftliche Unter- 
nehmungen, sonstige) verteilen sich die bewilligten Lohnkosten- 
zuschüsse in welcher Höhe? 


Anhand der vorliegenden Geschäftsstatistik ist eine Differenzie- 
rung nach Trägerart unei bewilligtem Lohnkostenzuschuß nicht 
möglich. 


4. Auf welche Tätigkeitsbereiche entfielen die bewilligten Lohn- 
kostenzuschüsse, getrennt für die einzelnen Trägergruppen? 


Auch insoweit fehlen statistische Angaben. 


5. In wie vielen Fällen wurde der pauschaherte Zuschuß in voller Höhe 
gewährt, und in wie vielen Fällen wurde er aus welchen Gründen 
vermindert? 


Die Höhe des jeweiligen pauschalierten Festbetrages wird stati- 
stisch nicht erfaßt. 


6. Wie hoch beziffert sich der durchschnittliche Eigenfinanzierungsbe- 
trag je beschäftigtem Arbeitslosen im Monat, der vom Träger aufzu- 
bringen ist, und in welchen Spannbreiten bewegte er sich? 


Eine Aussage zum durchschnittlichen monatlichen Eigenfinanzie- 
rungsbetrag je beschäftigtem Arbeitslosen ist nicht möglich. 
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7. Wie erklärt sich die Bundesregierung die außerordentlich geringe 
Inanspruchnahme der Lohnkostenzuschüsse nach § 242 s AFG? 


Anders als der § 249 h AFG, der nur in den neuen Bundesländern 
gilt und zunächst zur Fortführung von nicht mehr über ABM zu 
finanzierenden Arbeiten in das Arbeitsförderungsgesetz einge- 
fügt wurde, tritt der § 242 s in den alten Bundesländern in Konkur- 
renz zu ABM. Bei ABM handelt es sich um ein bewährtes und bei 
den Trägern bekanntes Instrument, das daher von den Trägern oft 
bevorzugt wird. 

Die bisherige Inanspruchnahme der Entwicklung des § 242 s hielt 
sich gleichwohl im durchaus üblichen Rahmen und war bedingt 
durch zu erwartende Anlauf Schwierigkeiten. Die Träger benöti- 
gen eine Übergangszeit, um sich auf die neue Fördermöglichkeit 
einzustellen. Auch muß berücksichtigt werden, daß die Haushalte 
der Länder und Kommunen 1994 weitgehend ausgeschöpft 
waren. 


8. Wie erklärt sich die Bundesregierung, daß im Falle der Beseitigung 
der Hochwasserschäden in Nordrhein- Westfalen ausschließlich 
„Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen" beantragt und bewilligt wurden? 


Das Landesarbeitsamt Nordrhein-Westfalen hat mit einer Presse- 
information vom 31. Januar 1995 über die Möglichkeiten infor- 
miert, Arbeiten zur Beseitigung von Hochwasserschäden unter 
anderem im Rahmen von ABM zu fördern. Diese Möglichkeit 
wurde von den Trägern zu Lasten einer ebenfalls angebotenen 
Förderung gemäß § 242 s AFG in Anspruch genommen. 


9. Was gedenkt die Bundesregierung zu unternehmen, damit das im 
Haushaltsgesetz für 1995 gesteckte Ziel, im Jahresdurchschnitt 
jeden Monat rund 13 000 Arbeitslose in Maßnahmen nach § 242 s 
AFG zu beschäftigen, noch erreicht werden kann? 


Bei der Förderung nach § 242 s AFG handelt es sich neben dem 
Instrument des § 249 h AFG um ein weiteres Angebot der Arbeits- 
marktpolitik zur Mitfinanzierung der grundsätzlich im Zuständig- 
keitsbereich der Länder beziehungsweise der Kommunen liegen- 
den Aufgaben im Umwelt-, Sozial- und Jugendbereich. Für das 
Jahr 1955 stehen im Haushalt Fördermittel in Höhe von 650,7 Mio. 
DM zur Verfügung (390,7 Mio. DM aus Mitteln der Bundesanstalt 
für Arbeit). 

Vor allem Länder und Kommunen sind angehalten, entsprechend 
ihrer Verantwortung von diesem Angebot Gebrauch zu machen 
und ausreichende Finanzmittel bereitzustellen. Gegenwärtig lau- 
fen zudem verstärkt Informationsaktivitäten der Arbeitsämter, um 
den Bekanntheitsgrad des § 242 s weiter zu erhöhen. 
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Anlage 


Gestellte Anträge, Arbeitsvermittlungen und beschäftigte geförderte Arbeitnehmer in Maßnahmen 

nach § 242 sAFG 

- Januar 1995 - 


Landesarbeitsamt 

Gestellte Anträge 

Arbeitsver- 

mittlungen 

Beschäftigte 

geförderte 

Arbeitnehmer 

insgesamt 

für Personen 

1 

AAe 

SHHs 

30 

46 

21 

19 

2 

LAA 

NSB 

9 

9 

7 

5 

3 

LAA 

NRW 

15 

35 

4 

9 

4 

LAA 

H 

2 

2 

2 

10 

5 

LAA 

RPS 

3 

4 

2 

2 

6 

LAA 

BW 

15 

49 

13 

11 

7 

LAA 

NB 

2 

2 

1 

1 

8 

LAA 

SB 

3 

3 

6 

11 

9 

Berlin West 

2 

2 

29 

29 

BGW Bund West 

81 

152 

85 

97 


- Februar 1995 - 


Landesarbeitsamt 

Gestellte Anträge 

Arbeitsver- 

mittlungen 

Beschäftigte 

geförderte 

Arbeitnehmer 

insgesamt 

für Personen 

1 

AAe 

SHHs 

28 

38 

18 

33 

2 

LAA 

NSB 

6 

8 

7 

13 

3 

LAA 

NRW 

13 

17 

22 

33 

4 

LAA 

H 

14 

34 

106 

26 

5 

LAA 

RPS 

51 

339 

217 

229 

6 

LAA 

BW 

5 

5 

13 

24 

7 

LAA 

NB 

4 

5 

1 

2 

8 

LAA 

SB 

1 

1 

2 

12 

9 

Berlin West 

2 

15 

1 

30 

BGW Bund West 

124 

462 

387 

402 


- März 1995 - 


Landesarbeitsamt 

Gestellte Anträge 

Arbeitsver- 

mittlungen 

Beschäftigte 

geförderte 

Arbeitnehmer 

insgesamt 

für Personen 

1 

AAe 

SHHs 

48 

117 

27 

56 

2 

LAA 

NSB 

14 

48 

38 

56 

3 

LAA 

NRW 

9 

34 

25 

42 

4 

LAA 

H 

36 

131 

35 

136 

5 

LAA 

RPS 

17 

63 

107 

286 

6 

LAA 

BW 

3 

5 

7 

28 

7 

LAA 

NB 

8 

190 

16 

19 

8 

LAA 

SB 

1 

13 

5 

20 

9 

Berlin West 

5 

60 

8 

38 

BGW Bund West 

141 

661 

268 

681 


Die Daten werden ab Januar 1995 statistisch erhoben. 
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